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Erwiderung auf Seile, „Mittlere Intensität'
Die Thesen, mit denen Klaus Seile seinen
zur Diskussion gestellten Beitrag über die
geplante hinführung des Instruments ei-
ner „einfachen städtebaulichen Erneue-
rung" in ARCH+, lieft 46/1979, ab-
schließt, können nicht unwidersprochen
bleiben. Sie beruhen auf einem unzurei-
chenden Informationsstand und sind da-
her zum großen Teil unvollständig oder
unrichtig und unterschieben den Überle-
gungen zu einem entsprechenden Geset-
zesvorhaben eine Tendenz, die ihnen
nicht innewohnt. Zudem koppelt Seile
die Einführung dieses neuen städtebauli-
chen Instrumentariums mit der in ganz
anderem systematischen und sachlichen
Zusammenhang stehenden Beschleuni-
gungsnovelle, so daß er den sachlichen
(iehalt der entstehenden Neuregelung
und die mit ihr angestrebten Ziele gar
nicht zutreffend erfassen kann.

I. ZUR „EINFACHEN STÄDTEBAULI-
CHEN ERNEUERUNG"

Bei dem im Bundesbauministerium der-
zeit erwogenen Gesetzesvorhaben geht
es neben der Vereinfachung der Sanie-
rung um die Schaffung eines Instruments
..mittlerer Intensität". Damit sollen jene
Gebiete erreicht werden, in denen vor al-
lem ein erheblicher Nachholbedarf an
Modernisierungsinvestitionen besteht und
das Wohn- und Arbeitsumfeld beein-
trächtigt ist, ohne daß städtebauliche Miß-
stände im Sinne des Städtebauförderungs-
gesetzes vorliegen. Dieses vorausgeschickt,
ist im einzelnen auf Seiles Thesen, soweit
sie das neue städteplanerische Instrument
der „einfachen städtebaulichen Erneue-
rung" betreffen, folgendes zu entgegnen:

1. Demokratisierung durch Dezentralisie-
rung von Verantwortung

Durch eine Regelung der einfachen städ-
tebaulichen Erneuerung im StBauFG
(nicht, wie Seile schreibt, im Moderni-
sierungs- und Energieeinsparungsge-
setz) würden weder Demokratisierungs-
möglichkeiten noch Information- und
Verteidigungsrechte der Bürger beschnit-
ten. Es ist gerade eine wesentliche Ten-
denz des in Angriff genommenen Ge-
setzesvorhabens, Verantwortung auf
Gemeinden und Bürger zu delegieren.
Dabei würden die Gemeinden ihre her-
kömmliche Verwaltungspraxis oft über-
denken müssen, und die privaten Nut-
zer und Investoren wären hier als direkt
Beteiligte zu konstruktiver Mitwirkung,
nicht nur zu bloßer Kritik aufgerufen.

So könnte es den Gemeinden zur
Pflicht gemacht werden, im Rahmen
ihrer Stadtentwicklungsplanung für je-
des Erneuerungsgebiet ein Erneue-
rungsprogramm aufzustellen, das die

wesentlichen für das jeweilige Gebiet
in Betracht gezogenen Erneuerungsmaß-
nahmen enthalten soll. Dieses Programm
müßte die Gemeinde mit den Eigentü-
mern, den Mietern und den anderen
Nutzungsberechtigten erörtern. Dabei
wäre vor allem die Einstellung der Be-
teiligten zu den Erneuerungsmaßnahmen
und ihre Mitwirkungsbereitschaft festzu-
stellen. Denn gerade bei Maßnahmen der
einfachen städtebaulichen Erneuerung
ist es für jeden mit der Problematik Ver-
trauten selbstverständlich, daß Gemein-
de und Bürger eng zusammenarbeiten
müssen. Eine Umgestaltung des Wohn-
und Arbeitsumfeldes ist ohne aktives
Mitwirken der dort wohnenden und ar-
beitenden Menschen gar nicht sinnvoll
und gar nicht möglich. Hier muß der
Bürger aus seiner besonderen Kenntnis
des Wohn- und Arbeitsbereichs heraus
Kritik üben und aufgrund seiner indivi-
duellen Bedürfnisse Anregungen unter-
breiten. Beratung, Aufklärung und An-
regung der Initiative von Eigentümern
und Mietern, Geschäfts- und Betriebs-
inhabern sowie Beschäftigten erscheint
in solchen Erneuerungsgebieten daher
als zentrale Kommunale Aufgabe. Es
würde dann an den Beteiligten selbst lie-
gen, ob und wie sie die ihnen eingeräum-
ten Möglichkeiten zur Partizipation und
zur Wahrung ihrer Interessen nutzen.

2. Fortentwicklung bloßer Beteiligungs-
rechte zu Möglichkeiten aktiver Mit-
gestaltung

Von einem Abbau sozialer Sicherungen
könnte bei Einführung der einfachen
städtebaulichen Erneuerung ebenfalls
keine Rede sein. Seiles Kritik ist in die-
sem Punkt schon in ihrem Ansatz ver-
fehlt. Die Intention des Gesetzesvorha-
bens geht dahin, möglichst die Bevölke-
rung in den Erneuerungsgebieten zu er-
halten. Ein Sozialplan wird daher oft-
mals gar nicht erforderlich sein. Kann
die Zielsetzung aber im Einzelfall nicht
erreicht werden, so müßte selbstverständ-
lich auch hier ein Sozialplan aufgestellt
werden. Außerdem wird erwogen, die Ge-
meinden zu verpflichten, unvermeidbare
Verdrängungen durch Wohnungsbaupro-
gramme aufzufangen.

Auch daß nach dem im Bundesbau-
ministerium derzeit angestellten Über-
legungen keine förmlichen vorbereiten-
den Untersuchungen im Sinne des StBau-
FG durchgeführt zu werden brauchen,
erscheint wegen der gegenüber der Sanie-
rung erheblich geringeren, eben nur
„mittleren Intensität" der Maßnahmen
als nicht erforderlich. Die Gemeinde
müßte jedoch - wie erwähnt - Erneue-
rungsprogramme entwickeln. Dafür hätte
sie sich die notwendigen Beurteilungs-

grundlagen zu verschaffen und die Er-
neuerungsprogramme mit den Beteilig-
ten unter anderem gerade im Hinblick
auf ihre Einstellung zur vorgesehenen
Erneuerung zu erörtern. Für die gegen-
über der Sanierung ganz anders geartete
Erneuerung wäre dies die adäquatere
Vorbereitung. Seile hätte eigentlich wis-
sen müssen, daß bei den hier in Betracht
kommenden Maßnahmen die Phase zwi-
schen Vorbereitung und Durchführung
anders als bei den Sanierungsmaßnahmen
kürzer ist, so daß langwierige vorberei-
tende Untersuchungen, die hier u.U.
auch schnell überholt sind, fehl am Plat-
ze wären.

Die gegenüber der Sanierung veränder-
ten Partizipationsansätze verfolgen also
nicht einen „Abbau" von Beteiligungs-
rechten und von Betreuung der Beteilig-
ten, sondern sind als bewußte Fortent-
wicklung dieser Prinzipien nach den un-
terschiedlichen Sachverhalten im Städte-
bau zu verstehen. Sie sollen über das gel-
tende Recht hinaus die beteiligten Bür-
ger nicht nur als „Betroffene" öffentli-
cher Planungen mit Rechten ausstatten,
sondern ihre aktive Mitgestaltung des
Erneuerungsprozesses erreichen.

3. Steuerung soweit nötig, Selbstent-
scheidung soweit möglich

Die kommunale Planung begäbe sich bei
Erneuerungsmaßnahmen auch keinerlei
wesentlicher Steuerungsmöglichkeit.
Wenn ein Teil des bodenrechtlichen In-
strumentariums des StBauFG im Rah-
men von Erneuerungsmaßnahmen keine
Anwendung finden soll, so hat dies seine
Ursache darin, daß es zur Erreichung
des Erneuerungszieles seiner nicht be-
darf. Auch hat Seile offensichtlich über-
sehen, daß in das fortentwickelte Bun-
desbaugesetz die wesentlichen boden-
rechtlichen Instrumentarien bereits ein-
gearbeitet sind. Diese können auch bei
der Erneuerung, soweit überhaupt erfor-
derlich, Anwendung finden. Ob ein zu-
lässiges zeitlich befristetes Steuerungs-
instrument, das den geplanten Erneue-
rungsmaßnahmen angemessen ist, ein-
geführt werden sollte, ist derzeit Gegen-
stand gründlicher Überlegungen.

Im übrigen könnte die Anwendbarkeit
der für die Erneuerung notwendigen
Maßnahmen erleichtert werden. So dürf-
te etwa in Erneuerungsgebieten, in de-
nen Art und Maß der baulichen Nut-
zung nicht verändert werden sollen, die
Aufstellung von Bebauungsplänen nicht
undifferenziert zur Pflicht gemacht wer-
den. Sie müßte vielmehr wie auch im
übrigen von der Erforderlichkeit für die
städtebauliche Entwicklung und Ord-
nung abhängig sein. Auch hier würde
Verantwortung auf die Gemeinden de-



legiert. Es würde ihnen ein Gestaltungs-
spielraum und damit aktiven Bürgern,
also Nutzern und Investoren, eine Mit-
wirkungsmöglichkeit eröffnet. Die Dar-
legung von Seile, die Lenkung der Stadt-
erneuerung werde völlig auf finanzielle
und damit subsidiäre Anreize umgestellt,
ist hiernach unverständlich. Wenn er da-
gegen meint, es gehe (auch!) darum, An-
reize für private Investitionen zu schaf-
fen, so hat er recht. Gebäudemodernisie-
rung und Wohnumfeldverbesserung sind
zu einem nicht unwesentlichen Teil eine
private Aufgabe, deren Finanzierung der
Staat nur erleichtern, nicht aber vollstän-
dig übernehmen kann. Dies ermöglicht
auch eher eine dem Einzelfall angemes-
sene und bedarfsgerechte, ggfls. stufen-
weise und nicht sofort vollständige Er-
neuerung.

Um solcherlei schrittweise Erneuerung
sicherzustellen, wird eine etwa als „Mä-
iMgungsklausel" zu bezeichnende Rege-
lung erörtert. Danach müßte eine Be-
schränkung der förderungsfähigen Erneue-
rungsmaßnahmen auf die für das jeweili-
ge Gebiet nach Auffassung der Gemeinde
besonders dringlichen und bedeutsamen
Maßnahmen erfolgen. Private Investoren
sind nicht nur Spekulanten oder allein an
bestmöglicher Kapitalverwertung inter-
essierte Eigentümer, die Seile offenbar
ausschließlich sieht, sondern sehr oft
auch kleinere Eigentümer (Rentner, klei-
ne Gewerbetreibende usw.). Die Förde-
rung gerade solcher kleinen Investoren
ist erklärtes Ziel des Gesetzesvorhabens.
Erneuerungsmaßnahmen sollen nämlich
gerade in solchen Gebieten vordring-
lich durchgeführt werden, in denen ohne
staatliche Unterstützung private Investi-
tionen ausbleiben würden.

Der von Seile beschworene „sozial-

politische Regressionsprozeß" findet al-
so nicht statt. Es geht im Gegenteil dar-
um, das Wohn- und Arbeitsumfeld ge-
rade auch der finanziell schwächeren
Bürger zu verbessern und damit einen
Beitrag zur Erhöhung ihrer Lebensqua-
lität zu leisten. Allerdings wird dabei
nicht eine „wohlfahrtsstaatliche Be-
glückungsstrategie" verfolgt, sondern es
sollen den Gemeinden und ihren Bür-
gern, Nutzern wie Investoren, wesent-
lich sozialstaatlich motivierte planeri-
sche und finanzielle Möglichkeiten eröff-
net werden. Ob und wie diese Chancen
genutzt werden, würde der Verantwor-
tung und dem Engagement der Gemein-
den und ihrer Bürger als denjenigen,
die ihre Bedürfnisse am besten kennen,
zur gesamten Hand anvertraut.

II. ZUR BESCHLEUNIGUNGSNOVELLE

Abschließend seien noch zwei Bemerkun-
gen zur Kritik Seiles an der Beschleuni-
gungsnovelle angefügt.

1. Heilung von Form— und Verfahrens-
fehlern

Um das berechtigte Vertrauen von Bür-
gern auf den Bestand von Bauleitplänen
zu schützen und das Wohl der Allgemein-
heit zu wahren, sind gerichtliche Kon-
trollmöglichkeiten in bezug auf die Ver-
letzung von Form- und Verfahrensfeh-
lern, die für das Planergebnis ohne Aus-
wirkung waren, eingeschränkt worden.
Unberührt davon blieb aber die Rechts-
pflicht der Gemeinden zur Beachtung
aller Form- und Verfahrensvorschrif-
ten. Gleichermaßen ist es weiterhin die
Pflicht der Aufsichtsbehörden, die Be-
achtung dieser Bestimmungen zu kon-

trollieren. Aber es kann nicht richtig
sein, daß ein geringfügiges Versehen der
Gemeinde, das immer einmal unterlau-
fen kann und das niemandem gescha-
det hat, noch nach Jahren zur gerichtli-
chen Aufhebung eines Bebauungsplanes
führt. Form- und Verfahrensvorschrif-
ten dürfen nämlich nicht ein System von
..Stolperdrähten" sein, sondern müssen
dem Ausgleich der verschiedenen in das
Verfahren einbe/ogenen Interessen die-
nen. Diesen mehrseitigen Ansprüchen an
die Ausgestaltung von Form - und Ver-
fahrensvorschriften im Städtebaurecht
sucht die Beschleunigungsnovelle zu ge-
nügen.

2. Erleichterung und Verbesserung der
Sozialplanung

Die Sozialplanung ist erleichtert worden,
indem sie von Anforderungen, die sich
in der Sanierungspraxis als unnötiger und
hemmender Ballast erwiesen haben, frei-
gestellt wurde. Der Schwerpunkt soll auf
der praktischen Beteiligung der Bürger,
nicht auf der Erstellung von Datenfried-
höfen auf Hochglanzpapier liegen. Dies
ist vor allem auch für die Bürger eine Ver-
besserung, weil sich die Gemeinde ihren
Forderungen direkter stellen muß und
sich nicht mehr so leicht durch den Ver-
weis auf Zahlen. Gutachten, Prognosen
usw. vor ihrer Verantwortung für politi-
sche Entscheidungen davonstehlen kann.
In der Beschleunigungsnovelle einen Ab-
bau von Partizipationsrechten zu sehen,
wie Seile dies tut, ist daher unzutreffend.
Gerade das Gegenteil ist der Fall: Die Sa-
nierung soll weniger förmlich und damit
bürgernäher werden.
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Neues Bundesbaugesetz verabschiedet
Klageverfahren gegen Kraftwerke, Autobahnen und andere Bauvorhaben sind gefährdet durch die Beschleunigungsnovelle!

Ein Freibrief für die Verwaltung zum
widerspruchsfreien Bauen

Ab 1.8.79 gilt nach einer Frist von nur
3 Jahren eine neue Fassung des Bun-
desbaugesetzes und des Städtebauför-
derungsgesetzes. Während man bei der
letzten Änderung des Bundesbauge-
setzes 1976 wenigstens von einer teil-
weisen Verbesserung der Beteiligungs-
und Widerspruchsmöglichkeiten ausge-
hen konnte, so bedeutet die aktuelle
Änderung eine praktische Ausschaltung
von Betroffenenmitwirkung und Kon-
trolle.

Die sogenannte „BESCHLEUNI-
GUNGSNOVELLE" dient - auch rück-
wirkend bei jahrealter Plan.-ng - der
„Entbürokratisierung", wie es im Ge-
setz heißt (und der „Entdemokratisie-
rung", wie wir es verstehen). Die „In-
vestitionshemmnisse" sollen beseitigt
werden, wie die Notwendigkeit der No-
velle beispielsweise vom Land Berlin

im Bundesrat begründet wurde.
Bisher war es möglich, MÄNGEL

DER PLANUNG, also FORMFEHLER.
gerichtlich feststellen zu lassen und
einen Bebauungsplan für nichtig erklä-
ren zu lassen. Dies hatte dann zur Fol-
ge, daß ein neues Bebauungsplanverfah-
ren eingeleitet werden mußte, was für
die Verwaltungen einen großen Zeitver-
lust bedeutete.

Jetzt ist es für die „Rechtswirksam-
keit eines Bauleitplans" (Bebauungs-
plan/Flächennutzungsplan) unbedeu-
tend, ob bestimmte Formvorschriften
eingehalten werden oder nicht. Außer-
dem kann durch die Verkürzung der Bür-
gerbeteiligung die Aufstellung von Be-
bauungsplänen beschleunigt werden.

Die Legitimierung von Verfahrens-
und Formfehlem

Mit Hilfe der Paragraphen 155a und
155b wird der Verwaltung eine Fehler-

quote von 13 Möglichkeiten pauschal
genehmigt, die alle bei der Aufstellung
von Bauleitplänen erlaubt sind, ohne
die Rechtmäßigkeit der Pläne zu beein-
trächtigen. Beispielsweise sind jetzt fol-
gende Formfehler „erlaubt":
• Ein Bebauungsplan kann rechtmäßig

sein, obwohl eine wichtige städtebau-
liche Untersuchung (Verkehrsgutach-
ten, Landschaftsgutachten etc.) igno-
riert wurde. (§ 155b Abs. 1.1)

• Sind Träger öffentlicher Belange, also
eine Behörde oder ein Interessenver-
band, nicht gehört worden, so hat
dies keinen Einfluß mehr auf die
„Formgerechtigkeit" des Bauleit-
plans(§ 155b Abs. 1.2)

• Ist eine soziale Maßnahmeplanung
für Betroffene nicht aufgestellt wor-
den, so gilt dies nicht als Formfehler.
(S 155bAbs. 1.4)

• Ein Bebauungsplan kann aus einem
nicht rechtsmäßig zustandegekomme-
nen Flächennutzungsplan entwickelt


